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MINUS IM ERSTEN QUARTAL
Der Deutsche Aktienindex hat das erste
Quartal 2022 mit einem deutlichen
Minus von 9,3 Prozent beendet. Bereits
im Januar hat der Dax aufgrund der
Zinsanstiege verloren. Der Auslöser war
die Aussage der amerikanischen Noten-

bank, die Zinsen aufgrund der hohen
Inflation schneller anzuheben. Zusätz-
lich kam dann im Februar das immer
aggressivere Auftreten Russlands gegen-
über der Ukraine hinzu, welches dann
am 24. Februar in den Einmarsch rus-
sischer Truppen in der Ukraine münde-
te. Der darauf ausbrechende Krieg ließ
den Dax bis auf 12.832 Punkte einbre-
chen. Danach waren zwar die Verluste
durch Erholungsversuche des Dax
wieder ausgeglichen, aber ein deutlicher
Anstieg über die Marke von 14.500
Punkte wurde nicht erreicht. Die Ver-
unsicherung der Anleger bleibt bestehen
und auch die Volatilität ist weiterhin
sehr hoch. Auch am amerikanischen
Aktienmarkt ist der Ukraine-Krieg be-
merkbar. Hier sind die wirtschaftlichen
Auswirkungen zwar geringer, aber die
anstehenden Zinsanhebungen der Fed
sorgen für leichte Verunsicherung, wie
die Märkte die Folgen aufnehmen wer-
den.

INFLATION STEIGT AUF
REKORDHOCH
Die Inflation im Euro-Raum ist im
März auf ein neues Rekordhoch gestie-
gen. Wegen der explodierenden Preise
bei Produkten wie Erdgas, Benzin und
Diesel beträgt die Inflationsrate 7,5
Prozent und ist damit so hoch wie noch
nie seit Einführung der gemeinsamen
Währung 1999. Hauptgrund des An-
stiegs sind die Energiepreise, welche
sich auf Grund des Ukraine-Kriegs auf
Jahressicht um 45 Prozent verteuert
haben. Lebensmittel waren im März um
fünf Prozent teurer geworden. Experten

se
in
e
le
le
sa
g

R
D
N
m
k
R
h
D
li
G
N
B
3
T
te
sc
0

1,25

1,2

1,15

1,1

1,05

1

0

-0

-0

-0

-0

-1

Deutscher Aktienindex (DAX)
seit Jahresbeginn: -9,06%
Jahresende: 15.884  Aktuell: 14.400

Aktuell: 1,1044

(04.04.2022/ 09:53 Uhr)
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EURO (gegen US-Dollar)
seit Jahresbeginn: -2,23%
Jahresende: 1,137  
(04.04.2022/ 08:47 Uhr)
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hen weiter steigende Verbraucherpreise
den nächsten Monaten und rechnen

rst frühestens zur Jahresmitte mit einer
ichten Entspannung der Inflationszah-
n. Allerdings dürfte die Inflation insge-
mt weiter über den durch die EZB an-

estrebten zwei Prozent bleiben.

USSLAND: GAZPROM GIBT
EUTSCHE TOCHTER AUF
achdem der russische Diktator Wladi-
ir Putin die Wirtschaft mit seinem De-

ret, russisches Gas dürfe nur noch in
ubel bezahlt werden, in Unruhe versetzt
at, kommt nun die nächste Information:
er Staatskonzern Gazprom soll angeb-

ch seine deutsche Tochter Gazprom
ermania aufgeben. Laut einer Telegram-
achricht hat die Gazprom-Gruppe ihre
eteiligung an Gazprom Germania zum
1. März beendet. Die 100-prozentige
ochter ist wiederum Eigentümerin wei-
rer Unternehmen der deutschen Wirt-
haft. So gehört zum Beispiel der Gas-
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Dow Jones Industrials (DJIA)
seit Jahresbeginn:  -4,18%
Jahresende: 36.338   Aktuell: 34.818
(01.04.2022 / Börsenschluss)         

Zinsen (Umlaufrendite)
Aktuell: 0,48%      

(01.04.2022 / Börsenschluss)        
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eicherbetreiber Astora, der den größ-
n Gasspeicher Deutschlands in Rehde

etreibt, zu Gazprom Germania. Noch
t nicht klar, welche Ziele Russland mit
er Aufgabe von Gazprom Germania an-
rebt. Eventuell handelt es sich auch
m ein Bauernopfer, um die Gasliefer-
erträge mit dem Westen neu verhan-
eln zu können. Da die aktuellen Liefer-
erträge an Währung, Preis und Menge
ebunden sind, könnte durch eine In-

lvenz von Gazprom Germania diese
ertragsbindung aufgehoben werden.
ährenddessen überlegt die Bundesre-

ierung, deutsche Töchter von Gazprom
nd Rosneft zu enteignen, um im Falle
iner Unternehmensaufgabe durch die

ssischen Mutterunternehmen die
nergieversorgung sicherzustellen. So
der so muss nach Russlands Rubel-
rohung die Aufgabe der deutschen
azprom-Tochter als jüngster Versuch

es Kremls gewertet werden, Deutsch-
nd energiepolitisch einzuschüchtern.
V O N F R I E D E R I K E W E L T E R

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel
gesetzt, die soziale Marktwirtschaft zu
einer sozial-ökologischen Marktwirtschaft
weiterzuentwickeln. Ein weiteres Ziel ist
die Klimaneutralität bis 2045. Auf den
ersten Blick erscheint beides eine große
Umstellung für die Wirtschaftsunterneh-
men zu bedeuten. Tatsächlich belegen die
diversen Befragungen des IfM Bonn, dass
Wirtschaft und Umweltschutz längst nicht
mehr in Gegensatz zueinanderstehen. Im
Gegenteil: Im vergangenen Jahr gaben
Vertreterinnen und Vertreter von Unter-
nehmen im verarbeitenden Gewerbe
mehrheitlich an, bereits für die Risiken
sensibilisiert zu sein, die sich durch den
Klimawandel ergeben. Entsprechend flös-
sen bereits Aspekte des Klimaschutzes in
unternehmerische Entscheidungen ein.
Mehr als 50 Prozent von ihnen berichte-
ten, bereits zwischen 2018 und 2021 um-
weltbezogene Prozessinnovationen reali-
siert zu haben. Knapp 40 Prozent von ih-
nen hatten Umweltproduktinnovationen
auf den Markt gebracht
Dass gerade der Mittelstand ein besonde-
res Augenmerk auf Umweltschutz legt,
zeigt eine weitere Befragung aus dem
Jahre 2014: Damals bezeichneten Fami-
lienunternehmerinnen und -unternehmer
ökologische Bestrebungen deutlich häufi-
ger als ein „sehr wichtiges Unternehmens-
ziel“ als Führungskräfte in nicht-mittel-
ständischen Unternehmen. Allerdings fällt
es Mittelständlern aufgrund ihrer Eigen-
tums- und Führungsstruktur auch leichter
als angestellten Führungskräften, ihre
Ziele umzusetzen: Schließlich können sie
ihre persönlichen und geschäftlichen Ziele
einfacher miteinander in Einklang brin-
gen, da ihnen das Unternehmen gehört –
und sie es leiten. Zugleich tragen die meist
flacheren Hierarchieebenen dazu bei, dass
strategische Entscheidungen schneller als
beispielsweise in Konzernen umgesetzt
werden können.
Generell ist also im Mittelstand die
Bereitschaft gegeben, nachhaltig zu wirt-
schaften. Allerdings brauchen die Fami-
lienunternehmerinnen und -unternehmer
von Seiten der politischen Ebene verbind-
liche Rahmenbedingungen, um die He-
rausforderung des klimaneutralen Umbaus
mittragen zu können. Ordnungsrechtliche
Ge- und Verbote bieten nach Ansicht der
mittelständischen Unternehmerinnen und
Unternehmer den Vorteil der Planungs-
sicherheit, da einmal genehmigte Anlagen
üblicherweise Bestandsschutz genießen.
Mehrheitlich bevorzugen sie jedoch fle-
xible klimapolitische Instrumente wie bei-
spielsweise die CO2-Steuer bzw. den
Emissionsrechtehandel, da ihnen solche
ökonomischen Maßnahmen einen indivi-
duellen Gestaltungsspielraum geben.
Gleichwohl finden sie auf lokaler Ebene
auch informelle Lösungen wie verbind-
liche Selbstverpflichtungen und Koopera-
tionsvereinbarungen erwägenswert.
Skeptisch sind sie dagegen im Hinblick auf
informationelle Lösungen wie beispiels-
weise Labels oder Veröffentlichungspflich-
ten. Unabhängig davon sollte die Umset-
zung von umweltpolitischen Maßnahmen
so einfach wie möglich gemacht werden,
damit es keines spezialisierten Personals
bedarf.

Die Autorin ist Präsidentin des IfM
Bonn und Professorin für Manage-
ment von kleinen und mittleren Unter-
nehmen und Entrepreneurship an der
Universität Siegen.
Die Kolumne erscheint in Kooperation
mit der Katholischen Sozialwissen-
schaftlichen Zentralstelle. Foto: Privat
wird immer schwieriger
Vor allem in Großstädten ergeben sich für Eltern und ihre Kinder kaum noch Spielräume V O N S T E FA N R O C H O W

G
erade hat die Immobilienwirt-
schaft ihr Frühjahrsgutachten
vorgelegt – und auch in diesem
Jahr geben die 250 Seiten einen

guten Überblick über die gesamte Woh-
nungssituation hierzulande und die hieraus
zu ziehenden Schlussfolgerungen für Poli-
tik, Wirtschaft und Gesellschaft.

wird. Denn die Situation ist schon heute für
nicht wenige äußerst herausfordernd: So
müssen Familien beispielsweise in Ham-
burg, Berlin oder München monatlich über
40 Prozent ihres Haushaltsnettoeinkom-
mens für die Miete aufbringen. Das betrifft
bei weitem nicht nur Familien, bei denen
die Eltern im Niedriglohnsektor beschäftigt

Laut den Gutachtern des Branchenver-
bandes Zentraler Immobilien Ausschuss
(ZIA) liegen diese vor allem darin begrün-
det, dass die Anzahl von größeren Haushal-
ten in den Städten immer mehr zunimmt:
Die Anzahl der größeren Haushalte sei laut
den Gutachtern im vergangenen Jahr um 18
Prozent gestiegen, während die Anzahl klei-

Dieser Trend sei aber von den Verant-
wortlichen in den sogenannten A-Städten
nicht rechtzeitig erkannt worden. „Es wur-
de in den letzten Jahren zunehmend an den
Bedürfnissen der Familien vorbeigebaut“,
heißt es im Gutachten. So habe sich im Be-
reich des Neubaus seit Anfang der 2000er
Jahre der Anteil von vier und mehr Räumen
Marktüberblick

So viel ist klar: Gerade für junge Familien
in Großstädten wird es zukünftig immer en-
ger bei der Wohnungssuche, wenn nicht
schnell von politischer Seite aus gehandelt
sind. Auch Familien mit einem mittleren
Einkommen geraten bei der Wohnungssu-
che immer mehr unter Druck. Und die
Ursachen hierfür sind durchaus bekannt.
nerer Haushalte lediglich um rund vier Pro-
zent anstieg. Dadurch steige die Nachfrage
nach entsprechendem Wohnraum, so die
ZIA-Gutachter.
deutlich halbiert. Der Anteil solcher Woh-
nungen auf dem Markt mache nur noch 20
– 30 Prozent aus. Noch deutlicher sei der
Rückgang im Bereich von Wohnraum mit
mehr als fünf Räumen.

In Deutschland gibt es sieben Städte in
A-Lage. Diese Städte sind Berlin, Hamburg,
München, Köln, Frankfurt/Main, Stuttgart
und Düsseldorf. Größere Wohnungen sind
in diesen Städten aufgrund der Knappheit
so begehrt, dass die Mieten in diesem Seg-
ment enorm gestiegen sind. Für einkom-
mensschwache Familien ist ein Wohnen in
den Großstädten daher inzwischen eine
große Herausforderung. Nach Angaben des
Immobiliengutachtens wohnen mehr als 40
Prozent der einkommensschwachen Fami-
lien auf weniger als 80 Quadratmetern. Fast
jeder fünfte Haushalt hat weniger als 65
Quadratmeter. Dass solche Zustände so-
zial- und wohnungspolitisch unerträglich
sind, steht außer Frage. Die öffentliche Em-
pörung hält sich allerdings in Grenzen. Ge-
rade in Zeiten von Homeoffice und Home-
schooling kann man sich vorstellen, vor
welch große Herausforderungen solche Zu-
stände die Familien stellen.

Erlebten wir im 19. Jahrhundert durch
die Industrialisierung eine Landflucht in
die Städte, hat sich dieser Trend inzwischen
umgekehrt. Familien wandern immer mehr
aus den Städten in das Umland ab. Kamen
früher junge Menschen in die Großstädte,
um dort zu studieren, eine Lehre zu ma-
chen, eine Familie zu gründen und in der
Stadt sesshaft zu werden, ist eine Familien-
gründung heute der Hauptgrund, die Stadt
zu verlassen.

Ein wirksames Mittel gegen diese Ent-
wicklungen ist von politischer Seite aus
noch nicht gefunden. Experten gehen sogar
noch einen Schritt weiter und kritisieren,
dass die Politik noch nicht einmal dort han-
delt, wo sie Einflussmöglichkeiten hätte. So
würde auch der Bau von Sozialwohnungen
nicht am Bedarf der Familien orientiert.
Die Gutachter benennen hier Nordrhein-
Westfalen als Beispiel: Nur 17 Prozent der
geförderten Wohnungen hätten vier oder
mehr Zimmer und wären daher für diesen
Personenkreis geeignet.

Genau das ist das politische Dilemma:
Während die Mieten nur den Weg nach
oben kennen, gefiel sich die Politik in den
letzten Jahren in ideologischen Debatten.
Symbol ist hier die Mietpreisbremse: Diese
konnte einen Anstieg der Mieten nicht ver-
hindern und schaffte keine einzige Woh-
nung mehr. Klar ist: Es braucht mehr als ein
Denken in Legislaturperioden. Denn Bauen
bracht Zeit – Zeit, die immer knapper wird.
Wohnungssuche für Familien
Nicht nur in Köln suchen immer mehr Familien und Alleinlebende verzweifelt nach bezahlbarem Wohnraum. Doch die Mietpreise steigen rasant. Foto: dpa


